Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1618 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

101. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 12. April 1967 

102. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 13. April 1967 

103. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Freitag, dem 14. April 1967 


I. Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. 1. Abgeordnete Trifft es zu, daß zu den Aufgaben des Bundes- 

Frau Funcke Presseamtes die laufende Unterrichtung des 

Bundespräsidenten und der Bundesregierung 
auf dem gesamten Nachrichtensektor und die 
Erforschung der öffentlichen Meinung als Un- 
terlage für die politische Arbeit der Bundes- 
regierung gehören? 


1. 2. Abgeordneter 

Schultz 

(Gau- 

Bischofsheim) 


Welche Aufgabe erfüllen zur Zeit die Beamten 
und A.ngestellten des ehemaligen Bundesmi- 
nisteriums für die Angelegenheiten des Bun- 
desverteidigungsrates? 


II. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
gesamtdeutsche Fragen 


Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zur Förderung 
Jung des Philharmonischen Orchesters der Pfalz im 

Etat des gesamtdeutschen Ministeriums weiter- 
hin Mittel bereitzustellen? 


III. Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


III. 1. Abgeordneter 

Schultz 

(Gau- 

Bischofsheim) 


Ist die Bundesregierung in der Lage, Beispiele 
für die verneinende „Kritiksudit" zu nennen, 
die sich nach Ansicht des Inspekteurs des 
Heeres auch im militärischen Bereich breit 
gemacht hat? 


Dritck: Budidruckerei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54. Tel. 6 35 51 
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III. 2. Abgeordneter 

Schultz 

(Gau- 

Bischofsheim) 


Treffen Nachrichten zu, wonach der Bundes- 
verteidigungsminister einen Gesetzentwurf 
über die Zensur der Post disziplinarrechtlich 
bestrafter Arrestanten vorbereitet, während 
der Bundesjustizminister bestrebt sein soll, 
die Postzensur in den zivilen Gefängnissen 
zu lockern? 


IV, Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 


IV. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Anträge 
Weigl von Bewerbern im sozialen Wohnungsbau mit 

fünf und mehr Kindern aus dem ostbayerischen 
Zonenrandgebiet unberücksichtigt bleiben sol- 
len? 


IV. 2. Abgeordneter Wie hoch ist der Anteil der in Einzeleigen- 

Wurbs tum befindlichen Wohnungen in der Bundes- 

republik Deutschland im Vergleich zu den in 
Gesellschafts-, Genossenschafts- oder öffent- 
lichem Eigentum befindlichen Wohnungen? 


V. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


V. 1. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


V. 2. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


V. 3. Abgeordneter 

Jung 


V. 4. Abgeordneter 

Dom 


V. 5. Abgeordneter 

Geldner 


Kann nach Fertigstellung des neuen Gleises 
auf der Bundesbahnstrecke Dülken — Kalden- 
kirchen das alte Gleis nicht erhalten bleiben? 

Könnte durch die Erhaltung der alten Gleise 
die Bundesbahnstrecke Dülken — Kaldenkir- 
chen, gerade für den grenzüberschreitenden 
Verkehr, nicht bedeutend leistungsfähiger 
werden? 

In welcher Weise können die Hubschrauber 
der Bundeswehr und des Bundesgrenzschutzes 
in ein System der Verkehrsunfall-Hilfe für 
Autobahnen und Fernstraßen sinnvoll einge- 
ordnet werden? 

In welcher Form ist in der Bundesrepublik 
Deutschland Vorsorge getroffen, um im Falle 
von Schiffskollisionen und Tankerkatastrophen 
eine Ölverseuchung unserer Küsten zu ver- 
hindern, wie sie jetzt in Großbritannien droht? 

Welche Rolle spielt der von der Arbeitsge- 
meinschaft Fränkischer Wirtschaftsraum vor- 
geschlagene umfassende Ausbau der Ver- 
kehrsverbindungen in Mittelfranken in den 
kurz- und mittelfristigen verkehrspolitischen 
Überlegungen der Bundesregierung? 
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V. 6. Abgeordneter 

Röhner 


V. 7. Abgeordneter 

Röhner 


V. 8. Abgeordneter 

Röhner 


V. 9. Abgeordneter 

Faller 


V. 10. Abgeordneter 

Faller 


V. 11. Abgeordneter 

Ertl 


V. 12. Abgeordneter 

Hübner 


V. 13. Abgeordneter 

Weigl 


V. 14. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau-Algesheim) 


V. 15. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau-Algesheim) 


Welche Zeitziele hat die Bundesregierung für 
die Schließung der Baulücke beim Neubau der 
B 505 zwischen Bamberger Kreuz und Fessels- 
dorf? 

Kann mit der Fertigstellung der auf der in 
Frage V/6 erwähnten Strecke in Bau befind- 
lichen großen Hangbrücke am Würgauer Berg 
im Jahre 1968 mit Sicherheit gerechnet wer- 
den? 

Ist durch die rechtzeitige Ausschreibung wei- 
terer Bauabschnitte zu beiden Seiten der 
Hangbrücke am Würgauer Berg gewährleistet, 
daß diese Brücke nach Fertigstellung sofort 
verkehrswirksam werden kann? 

Wie beurteilt das Bundesverkehrsministerium 
den Vorschlag des Rates der schweizerischen 
Gemeinde Riehen (Kanton Basel-Stadt), die 
Wiesentalbahn zwischen dem Badischen Bahn- 
hof Basel und Lörrach stillzulegen und den 
Verkehr Basel BB — Lörrach über Weil am 
Rhein zu leiten? 

Haben über das in Frage V/9 erwähnte Pro- 
jekt bereits offizielle Verhandlungen zwischen 
der Deutschen Bundesbahn und den schweize- 
rischen Behörden stattgefunden? 

Wird die Bundesregierung bei den künftigen 
Straßenbaumaßnahmen ganz besonders be- 
rücksichtigen, daß nach der Statistik der Baye- 
rischen Landpolizei für 1966 Oberbayerns 
Straßen am gefährlichsten sind? 

Können im Hinblick darauf, daß die Südbrücke 
zwischen Düsseldorf und Neuß, die im Zuge 
der Bundesstraße 1 über den Rhein führt, in 
Zeiten des Berufsverkehrs regelmäßig völlig 
verstopft ist und kilometerlange Stauungen 
verursacht, bestehende Pläne zur Errichtung 
einer weiteren Straßenbrücke über den Rhein 
südlich der Südbrücke forciert und bald ver- 
wirklicht werden? 

Wie viele Eisenbahner müßten im Fall der 
Auflösung der Bundesbahndirektion Regens- 
burg mit einer Versetzung bzw. Entlassung 
rechnen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, eine inter- 
nationale Vereinbarung anzustreben, welche 
für jede Art von Transport großer ölmengen 
die Gefährdungshaftung vorsieht? 

Gibt es internationale Zusammenarbeit in der 
Bekämpfung von Ölunfällen auf See und in 
internationalen Gewässern, welche dazu helfen 
kann, die biologischen und wirtschaftlichen 
Schäden solcher Unfälle zu verringern? 


1 Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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V. 16. Abgeordneter 

Leicht 


V. 17. Abgeordneter 
Schmitt 
(Lockweiler) 


V. 18. Abgeordneter 

Schmitt 

(Lockweiler) 


V. 19. Abgeordneter 

Schmitt 

(Lockweiler) 


V. 20. Abgeordneter 

Baier 


V. 21. Abgeordneter 

Baier 


V. 22. Abgeordneter 

Baier 
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Ist die Bundesregierung bereit, falls bis zum 
1. Mai 1967 eine Einigung über die Richtlinien 
zur Verteilung der 660 Millionen DM für 
Verkehrszwecke in den Gemeinden nicht er- 
zielt wird, dem Deutschen Bundestag einen 
Gesetzentwurf vorzulegen, der die sofortige 
Verwendung dieser 660 Millionen DM in 1967 
für den Bundesfernstraßenbau möglich macht? 


Fühlt sich die Bundesregierung nach wie vor 
an ihren Beschluß vom 13. März 1965 gebun- 
den, mit dem sie den Bau des Saar-Pfalz- 
Kanals nur deswegen zurückgestellt hat, weil 
die Deutsche Bundesbahn den Landesregie- 
rungen von Rheinland-Pfalz und dem Saar- 
land Tarife eingeräumt hatte, die im wirt- 
schaftlichen Ergebnis die gleiche Wirkung ha- 
ben wie der Bau des Kanals? 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die aus jüngsten Presseverlautbarungen er- 
sichtlichen Kompromißvorschläge zur Frage 
der Als-ob-Tarife für das Saarland das gleiche 
wirtschaftliche Ergebnis haben werden wie 
Wettbewerbstarife oder eine Wasserverbin- 
dung? 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die im Beschluß vom 17. März 1965 bestätigte 
Absicht zur Beseitigung der Standortbenach- 
teiligung des Saarlandes zu verwirklichen, 
nach dem kanalgleiche Wettbewerbstarife von 
den supranationalen Institutionen abgelehnt 
werden? 


Treffen Informationen zu, wonach die Deutsche 
Bundesbahn die Schließung der Bahnstrecke 
Aglasterhausen/Obrigheim für Mai 1968 vor- 
sieht, die Gleise sofort nach Sdiließung ab- 
bauen will und bereits Fahrpläne für den Er- 
satz-Omnibusverkehr aufstellt? 


Warum werden, falls die in Frage V/20 er- 
wähnte Information zutrifft, die zuständigen 
Behörden nicht offiziell von der Schließungs- 
absicht in Kenntnis gesetzt? 


Wird die Bundesregierung im Einvernehmen 
mit der Landesregierung Baden-Württemberg 
darauf hinwirken, daß über Abbaupläne der 
Deutschen Bundesbahn im Förderkreis Mos- 
bach erst dann verhandelt wird, wenn die ge- 
planten Straßenbaumaßnahmen im Elz-Mün- 
dungsraum abgeschlossen sind und der Ersatz- 
verkehr ohne verkehrsmäßige Schwierigkei- 
ten und strukturelle Nachteile für das Förder- 
gebiet aufgenommen werden kann? 


I Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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V. 23. Abgeordneter Welche Planungen der Deutschen Bundesbahn 
Dr. Klepsch bestehen hinsichtlich des zwischen dem Bahn- 

hofsgebäude Koblenz und dem Postamtsge- 
bäude befindlichen und bis heute unbebauten 
bahneigenen Grundstücks? 

V. 24. Abgeordneter Falls die Deutsche Bundesbahn das in Fra- 
Dr. Klepsch ge V/23 erwähnte Grundstück in absehbarer 

Zeit nicht für eigene Zwecke bebaut, wäre sie 
dann bereit, dieses Grundstück der Deutschen 
Bundespost zur Erweiterung des angrenzen- 
den Postamtsgebäudes zu übereignen, um da- 
durch die bauliche Gestaltung des Bahnhofs- 
platzes zu fördern? 

Kann die Bundesregierung über die Entwick- 
lung der in den letzten Jahren erfolgten Ver- 
kehrsunfälle von Straßentankwagen, die zur 
Beförderung brennbarer Stoffe verwendet wer- 
den, berichten? 

Hält die Bundesregierung die z. Z. geltenden 
Sicherheitsbestimmungen für den Transport 
brennbarer Stoffe durch Straßentankwagen 
und die technische Überwachung derselben 
unter Berücksichtigung der verschiedenen Ge- 
fahrenklassen für ausreichend? 

Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
die geltenden Verkehrsbestimmungen beim 
Transport brennbarer Stoffe auf der Straße, 
insbesondere in bewohnten Gebieten eine 
Änderung erfahren sollen, um Unfälle weit- 
gehendst zu vermeiden? 


VL Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


VL 1. Abgeordneter Wieviel Unkosten entstehen den Telefonkun- 

Schlüter den (private und gewerbliche Benutzer) im 

Landkreis Fallingbostel jährlich dadurch, daß 
der Landkreis trotz seiner überdurchschnitt- 
lichen gewerblichen und industriellen Entwick- 
lung noch nicht an das Selbstwählsystem an- 
geschlossen ist? 

VL 2. Abgeordneter Welches sind die Gründe, die die bisherige 

Schlüter Verzögerung des in Frage VI/1 erwähnten 

Anschlusses verursacht haben? 

VL 3. Abgeordneter W’ann ist mit der Einbeziehung des Landkrei- 
Schlüter ses Fallingbostel in das Selbstwählsystem zu 

rechnen? 



V. 27. Abgeordneter 

Riegel 

(Göppingen) 


V. 26. Abgeordneter 

Riegel 

(Göppingen) 


V. 25. Abgeordneter 

Riegel 

(Göppingen) 
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VI. 4. Abgeordneter 

Wagner 


VL 5. Abgeordneter 

Wagner 


VL 6. Abgeordneter 

Wagner 


VI. 7. Abgeordneter 
Burger 


VL Abgeordneter 

Burger 


VL 9. Abgeordneter 

Burger 


Wann kann der Deutsche Bundestag mit der 
Vorlage der bereits von der Bundesregierung 
am 10. März 1966 angekündigten Ergänzung 
der Stellungnahme zum Gutachten zur Sach- 
verständigen-Kommission für die Deutsche 
Bundespost (zu Drucksache V/203) — insbe- 
sondere zu den im IL Teil Buchstabe D. Orga- 
nisation gemachten Vorschlägen des Gutach- 
tens — rechnen? 

Billigt die Bundesregierung den nur auf Grund 
eines Mehrheitsbeschlusses der in Frage VI/4 
erwähnten Kommission in das Gutachten auf- 
genommenen Vorschlag zur Aufspaltung des 
Post- und Fernmeldesektors in der Mittelin- 
stanz mit den im Gutachten selbst angeführten 
organisatorischen, personalpolitischen und ge- 
bührentechnischen Konsequenzen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die auch von 
der in Frage VI/4 erwähnten Gutachtenkom- 
mission als dringend notwendig anerkannte 
Reorganisation der Mittelinstanz unter Heran- 
ziehung des im Auftrag des Bundespostmini- 
steriums nach den Richtlinien des BW’'V-Gut- 
achtens 1956 seit langem erstellten umfassen- 
den Organisationsplans der Wiesemeyer-Fach- 
kommission jetzt ohne jeden weiteren Auf- 
schub in die Wege zu leiten? 

Sind die Fernsprechgebühren der Deutschen 
Bundespost für Teilnehmer, die außerhalb des 
angeschlossenen Fernmeldenetzes den Hand- 
vermittlungsdienst in Anspruch nehmen müs- 
sen und die für Gespräche nach 18 Uhr ein 
Mehrfaches betragen, was die an voll ausge- 
bauten Ämtern angeschlossenen Teilnehmer 
zu zahlen haben (Beispiel: Gespräch Emmen- 
dingen — Frankfurt, Verhältnis 1,08 DM zu 
2,61 DM), noch gerechtfertigt? 

Ist die Höhe der alten Handvermittlungsge- 
bührensätze der Deutschen Bundespost noch 
berechtigt, obwohl die Handvermittlung ge- 
genüber früher wesentlich vereinfacht ist, da 
die Vermittlungsämter durchwählen können? 

Könnte nicht wenigstens als Übergangslösung 
die für die ausnahmsweise LIerstellung von 
handvermittelten Ferngesprächen vorgesehe- 
nen Gebühren zugrundegelegt werden, die 
immerhin „nur" das Doppelte der Gebühren 
im Selbstwählferndienst betragen? 


VII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Familie und Jugend 

VII. 1. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Wolf rung, der segensreichen Tätigkeit der „Aktion 

Sühnezeichen" im Rahmen der Völkerverstän- 
digung Unterstützung zukommen zu lassen? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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VIL 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den anerkann- 
Wolf ten Kriegsdienstverweigerern, die sich freiwil- 

lig zum Einsatz durch die „Aktion Sühnezei- 
chen" bereitgefunden haben, diese Zeit auf 
den zivilen Ersatzdienst anzurechnen? 


VIL 3. Abgeordneter Wie groß ist die Zahl der Personen, aufgeglie- 
Wolf dert nach Altersstufen, die durch die „Aktion 

Sühnezeichen" bisher im Ausland eingesetzt 
wurden? 


VIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 


VIII. 1. Abgeordneter 
Dr. Vogel 
(Speyer) 


VIII. 2. Abgeordneter 

Dr. Wörner 


VIII. 3. Abgeordneter 

Moersch 


VIII. 4. Abgeordneter 
Moersch 


VIII. 5. Abgeordneter 

Moersch 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, darauf hinzuwirken, daß eine zentrale 
Bewerbungsstelle für das Studium der Phar- 
mazie an deutschen Hochschulen erreicht wird? 

Ist die Bundesregierung willens, die erforder- 
lichen Mittel bereitzustellen, um die an 12 
Wissenschaftler des Instituts für Kernenerge- 
tik an der Technischen Hochschule Stuttgart 
ergangene Kündigung rückgängig machen zu 
können und damit den Abschluß weit fortge- 
schrittener und international beachteter wis- 
senschaftlicher Forschungsvorhaben sicherzu- 
stellen? 

Ist die Einstellung eines Forschungsprojektes 
auf dem Gebiet der nuklearen und röntgeno- 
graphischen Festkörperphysik (Petition vom 
6. Dezember 1966 an den Bundesminister für 
wissenschaftliche Forschung) auf Grund eines 
Votums der Atomkommission oder eines an- 
deren wissenschaftlichen Gutachtergremiums 
verfügt worden? 

Welche Gründe sind dafür maßgebend, daß 
das Bundesministerium für wissenschaftliche 
Forschung wissenschaftliche Projekte von na- 
türlichen Personen nicht fördert? 

Welche Möglichkeiten hat das Bundesministe- 
rium für wissenschaftliche Forschung, die Ar- 
beiten eines Wissenschaftlers auf einem 
Grenzgebiet der Kernforschung zu fördern, 
der keinen kompetenten Institutionsleiter in 
Deutschland findet? 


IX. Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 


IX. 1. Abgeordneter 

Dr. Emde 


Welche Maßnahmen sind für den Umbau des 
Bungalows des Bundeskanzlers im einzelnen 
vorgesehen? 


7 



Drucksache V/1618 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


IX. 2. Abgeordneter 
Dr. Emde 


Wie hoch werden die durch den in Frage IX/1 
erwähnten Umbau entstehenden gesamten 
Kosten veranschlagt? 


IX. 3. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Weigl über den verstärkten Einsatz von ERP-Mitteln 

Investitionsanreize in den von Arbeitslosig- 
keit heimgesuchten ostbayerischen Zonenrand- 
und Bundesausbaugebieten zu schaffen? 


IX. 4. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 


Entsprechen Pressemeldungen der Tatsache, 
daß das Volkswagenwerk dem in Brasilien 
festgenommenen ehemaligen Konzentrations- 
lagerkommandanten Stangl einen Rechtsan- 
walt zur Verfügung gestellt hat? 


IX. 5, Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung in der in 
Dr. Müller Frage IX/4 erwähnten Angelegenheit auf das 

(München) Volkswagenwerk einzuwirken? 


X. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


X. 1. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in 
Kenya das erste große landwirtschaftliche 
Entwicklungshilfepr o j ekt, Pflanzkartoffelver- 
mehrung, das bisher rein von der Privatinitia- 
tive deutscher Kartoffelzüchter getragen wur- 
de, vornehmlich durch Dürreschäden, die in 
diesem Umfange in den letzten 30 Jahren 
nicht zu verzeichnen waren, in Schwierigkeiten 
geraten ist mit der Gefahr einer notwendigen 
Liquidation, weil die in Verhandlungen seit 
mehr als einem Jahr, gestützt auf positive 
neutrale Sachverständigengutachten, in Aus- 
sicht gestellte Beteiligimg der Deutschen Ent- 
wicklungsgesellschaft, Köln, nicht erfolgt ist? 


X. 2. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß für das 
in Frage X/1 erwähnte entwicklungshilfe- 
politisch wichtige und für Kenya ernährungs- 
politisch, agrarstrukturell und pflanzenzüch- 
terisch höchst bedeutsame Projekt die priva- 
ten deutschen Kartoffelzüchter bis heute 
415 000 DM investiert haben im Vertrauen auf 
staatliche Mithilfe im Rahmen der deutschen 
Entwicklungspolitik? 


X. 3. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun zur 
Vermeidung von unverschuldeten Verlusten 
privatinitiativer Entwicklungshilfe und zur 
Vermeidung einer unausbleiblichen Beein- 
trächtigung des Ansehens der Bundesrepublik 
Deutschland und ihrer Entwicklungshilfepolitik 
in dem wichtigen ostafrikanischen Raum? 
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XI. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 

XL 1. Abgeordneter Welche Konsequenzen inüßten nach y\nsiclil 
Dr. Riitschke der Bundesregierung aus der Feststellung des 

Kölner Instituts lür gewerbliche Wasserwirt- 
schatt gezogen werden, wona(::h die Verschmut- 
zung des Rheins derart get ähr liehe Ausmaße 
annimmt, ciaß die Trinkwasserversorgung gan- 
zer Städte auf dein Spiel steht? 

XL 2. Abgeordneter Was müßte nach Ansicht der Bundesregierung 
Spitzmüller in Deutschland und aiit inteinationaler Ebene 

geschehen, um die sich in letzter Zeit wieder 
mehrenden Pockenalarme künftig zu verhin- 
dern? 

XL 3. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach amerika- 
Uollmann nische Pharmazeutika tust tunmal auf dem eu- 

ropäischen Markt angeboten und getestet wer- 
den, bevor sie auf dem amerikanischen Maikt 
erhältlich sind? 

XL 4. Abgeordneter Besteht für die durdi das Gebiet der Bundes- 
Dr. Bechert republik Deutschland gelegten Ölleitungen 

(Gau-Algesheim) Cefahidungshaftung durch die für den Betrieb 
verantwortlichen Gesellschaften? 


XII. Geschättisbereich des Auswärtigen Amts 

XIL l. Abgeordneter Erlolgteu kürzlith veit)llt*ntli(itle Außtuungen 
Kiep holler Beamter des Auswärtigen Amtes zu 

Fragen des Atomsperrvertrages im Einver- 
stvändnis mit der Bundesiegiei iing? 

XIL 2. Abgeordneter Aut weldie Weise gedenkt die Bundesriigie- 
Kahn-Ackermann lung küiittig eine kontinuierliche Belieteiung 
der deutsclien Kulturinstitute im Ausland mit 
Fachzeitschriften, Tageszeitungen und Büchern 
sicher zustellen? 

XII. 3. Abgeordneter Welche Mäiglidikeit sieht das Auswärtige 
Leicht Amt — nacli Presseberichten hat der Bundes- 

außenminister vor wenigen Wochen südpfäl- 
zisdien fTdilikern gewisse flolfnungen ge- 
macht — , den Mundatwald dem deutschen 
Hoheitsgebiet zu erhalten und gleichzeitig die 
Rückgabe des für die Landwirtschaft existenz- 
notwendigen sogenannten Sequesterlandes zu 
erreichen? 

XIL 4. Abgeordneter Sieht der Bundesaußenministor überhaupt noch 
Leicht eine Möglichkeit, das Abkommen zwischen der 

Bundesrepublik firuttschland und der Franzo- 
sischen Republik zur Regelung verschiedener 
Grenzfragen - - vorn französischen Parlament 
bereits ratifiziert — zu ändern? 
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XIL 5. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 


Trifft die Pressemeldung zu, wonach einem 
Angehörigen einer Schwimmeraaswahl des 
deutschen Schwimm Verbundes, die eingeladen 
war, am 6. April 1967 in Leningrad zu starten, 
nur deshalb von der sowjetischen Behörde 
das Einreisevisum versagt wurde, weil dieser 
seinen Wohnsitz in West-Berlin hat? 


XII. 6. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 


Wie lange gedenkt die Bundesregierung still- 
schweigend hinzunehmen, daß ein Staat, mit 
dem wir diplomatische Beziehungen haben, 
einem Deutschen, der mit einer Auswahlmann- 
schaft eines deutschen Sportverbandes oder 
auch mit einer sonstigen geschlossenen Grup- 
pe auf Einladung an einer Veranstaltung in 
dem betreffenden Gastland teilnehmen will, 
nur deshalb kein Einreisevisum erteilt, weil 
er in West-Berlin wohnt? 


XllL Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


XIII. 1. Abgeordneter 
Liehr 


XIIL 2. Abgeordneter 
Liehr 


XIII. 3. Abgeordneter 

Liehr 


XIIL 4. Abgeordneter 

Ertl 


XIIL 5. Abgeordneter 

Hellenbrock 


XIIL 6. Abgeordneter 
Hellenbrock 


Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
dem Fernunterrichtswesen nach Art, Umfang 
und Qualität bei? 

In welcher Weise können die Bildungswilligen 
vor Benachteiligungen durch unseriöse Fern- 
unterrichtsinstitute geschützt und in der Be- 
reitschaft, sich weiter zu bilden, gefördert 
werden? 

Befürwortet die Bundesregierung eine Ent- 
wicklung, die das Fernunterrichtswesen in un- 
ser Schulsystem integriert, oder gibt sie ande- 
ren Ordnungsvorstellungen den Vorzug? 

Welche Konsequenzen müssen nach Ansicht 
der Bundesregierung aus dem Gutachten von 
Prof. Obermaier gezogen werden, wonadi die 
Konfessionsschulen verfassungswidrig sind? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Außenwirtschaft in ihren Bemühungen um Ost- 
kontakte die Einreisebestimmungen, insbeson- 
dere die Modalitäten für die Visaerteilung an 
einreisende Kaufleute aus Ostblockländern 
(mit denen die Bundesrepublik keine diplo- 
matischen Beziehungen unterhält), hinderlich 
sind? 

Ist es der Bundesregierung bekannt, daß audi 
Angehörige der in Frage XIII/5 erwähnten 
Länder, so u. a. auch Handelsvertretungen 
dieser Staaten bei ihren Bemühungen um die 
Herstellung von wirtschaftlichen Beziehungen 
darüber Klage führen, daß die Visaerteilung 
zu lange dauert, Verlängerungsanträge eben- 
falls Schwierigkeiten bereiten und hierbei auf 
die Freizügigkeit der Ostblockstaaten in der 
Visaerteilung verweisen? ^ 


Fragesteller hat sich mit 
schriitlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


I Fragesteller hat sich mit 
schriitlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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XIIL 7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Anregung Fragesteller hat sich mit 

Hellenbrock zu prüfen, daß zur Entgegennahme von Visa- schriftlicher Beantwortung 

anträgen aus den Ostblockstaaten generell die einverstanden erklärt. 
deutschen Handelsvertretungen ermächtigt 
werden, wie es z. B. im Falle Rumänien bis- 
lang der Fall war? 

XIII. 8. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die kommunalen 
Seidel Schwierigkeiten der Stadt Zirndorf bekannt, 

die ihr durch die nachteiligen Auswirkungen 
des Ausländerlagers täglich entstehen? 

XIIL 9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, um die Stadt 
Seidel Zirndorf zu entlasten, ein zweites Ausländer- 

lager außerhalb Bayerns zu errichten? 

XIIL 10. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Vorsorge zu 
Seidel treffen, damit die obdachlosen Ausländer der 

Stadt Zirndorf nicht zur Last fallen? 

XIIL 11. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
Brück (Holz) Bürger der Bundesrepublik bei ihrer Rückkehr 

von einer Reise nach Mitteldeutschland über 
den Zweck ihrer Reise befragt werden? 


XIV. Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


XIV. 1. Abgeordneter Teilt das für das Mietrecht zuständige Bun- 
Jung desministerium die in letzter Zeit mehrfadi 

öffentlich vorgetragenen Ansichten des Bun- 
deswohnungsbauministers zu diesem Thema? 

XIV. 2. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung des 
Stiller Schriftstellers Dr. Enzensberger, welche er an- 

läßlich der Verleihung des mit GOOO DM dotier- 
ten Nürnberger Kulturpreises zum Ausdruck 
gebracht hat, daß in unserem Land Personen 
wegen ihrer politischen Gesinnung vor Gericht 
gestellt werden, daß also die deutschen Ge- 
richte permanent gegen die Artikel 4 und 5 
des Grundgesetzes verstoßen? 

XIV. 3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, nach- 
Stiller dem Herr Dr, Enzensberger die Summe des ihm 

gewidmeten Nürnberger Kulturpreises in Hö- 
he von 6000 DM für die Unterstützung von 
Leuten, die wegen ihrer politischen Gesinnung 
in der Bundesrepublik vor Gericht gestellt 
worden sind, zur Verfügung stellen will, daß 
eine solche Verwendung kommunaler Haus- 
haltmittel für diesen Zweck politisch nicht ver- 
antwortbar und rechtlich nicht vertretbar ist? 
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XIV. 4. Abgeordneter Wie hoch wird die Zahl der heute noch leben- 
Dröscher den Versicherungsnehmer geschätzt, die ihre 

Altersversorgung auf Kapitalversicherungen 
von über 10 000 RM bei deutschen Lebens- 
versicherungen aufgebaut hatten, und deren 
Vernichtung durch die Währungsreform her- 
vorgerufen wurde, als sie schon zu alt waren, 
eine neue Vorsorge zu treffen — also etwa 
die Geburtsjahrgänge 1880 bis 1893? 


XV. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


XV. 1. Abgeordneter 

Kühn 

(Hildesheim) 


Ist die Bundesregierung mit mir der Auffas- 
sung, daß es der Wille des Gesetzgebers war, 
die Ergänzung des § 13 Abs. 1 Ziffer 4 des 
Gesetzes über die Ermittlung des Gewinns aus 
Land- und Forstwirtschaft nach Durchschnitts- 
sätzen vom 15. September 1965, wonach die 
Einkünfte aus Forstgenossenschaften und ähn- 
lichen Realgemeinden im Sinne des § 3 Abs. 2 
des Körperschaftsteuergesetzes bei den Genos- 
sen als Einkommen aus Land- und Forstwirt- 
schaft gelten, auch schon für das Wirtschafts- 
jahr 1964/65 der betr. Forstgenossenschaft an- 
zuwenden, wenn es nach dem Inkrafttreten 
des vorgenannten Gesetzes endet? 


( Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


XV. 2. Abgeordneter 

Kühn 

(Hildesheim) 


Ist die Bundesregierung bereit, mit den Län- 
derregierungen dahin zu verhandeln, daß diese 
eine einheitliche Anwendung der in Fra- 
ge XV/1 genannten Bestimmungen im Sinne 
des Gesetzgebers sicherstellen? 


XV, 3. Abgeordneter 
Strohmayr 


Nach w’elchem Verteilungsschlüssel sind die 
Leibniz-Gedenkmünzen auf die Landeszentral- 
banken verteilt worden? 


XV. 4. Abgeordneter 

Strohmayr 


Welchen Schlüssel legen die Landeszentral- 
banken bei der Verteilung der Leibniz-Ge- 
denkmünzen an die Kredit- und Sparinstitute 
zugrunde? 


[ Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


XV. 5. Abgeordneter Kann bereits jetzt mit einer Erhöhung der 
Strohmayr Auflage von 1,5 Millionen Stück definitiv ge- 

rechnet werden, nachdem es selbst stark in- 
teressierten Sammlern nicht möglich war, Leib- 
niz-Gedenkmünzen zu erwerben? 


XV. 6. Abgeordneter 

Klein 


Wie ist das geschätzte Aufkommen der Heiz- 
ölsteuer für 1967 (800 Millionen DM) errechnet 
worden? 


XV. 7. Abgeordneter 

Klein 


Für welche Zwecke ist das Heizölsteuerauf- 
kommen 1966 verwendet worden? 
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XV. 8. Abgeordneter 

Hauser 

(Bad Godesberg) 


XV. 9. Abgeordneter 

Hauser 

(Bad Godesberg) 


XV. 10. Abgeordneter 

Hauser 

(Bad Godesberg) 


XV. 11. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


XV. 12. Abgeordneter 

Dröscher 


XV. 13. Abgeordneter 

Dr. Pohle 


XV. 14. Abgeordneter 

Dr. Pohle 


Hält die Bundesregierung es für der Rechts- 
lage entsprechend und sinnvoll, einem gemein- 
nützigen Trägerverein, der eine anerkannte 
politische Bildungsstätte unterhält, Umsatz- 
steuerbefreiung nach § 4 Ziff. 13 UStG für 
Veranstaltungen zu versagen, die in der Bil- 
dungsstätte stattfinden, bei denen aber ein 
zweiter gemeinnütziger Träger zu den Ver- 
anstaltungen einlädt und dieselben finanziert? 


Wie verhält es sich, wenn die in Frage XV/8 
erwähnten Veranstaltungen aus öffentlichen 
Mitteln — z. B. Bundes- oder Landesjugend- 
plan — bezuschußt werden und Zuschußemp- 
fänger der zweite gemeinnützige Träger ist? 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
bei den in Frage XV/8 erwähnten Veranstal- 
tungen den z. Z. unterschiedlichen Auslegun- 
gen der Bestimmungen durch verschiedene Fi- 
nanzämter entgegenzuwirken? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
den deutschen Zeitungen, Verlegern und Jour- 
nalisten unverzüglich die günstigeren Steuer- 
bedingungen eingeräumt werden sollten, wie 
sie in den anderen Staaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft gültig sind? 

Wie schätzt die Bundesregierung die Folgen 
der Branntweinsteuererhöhung auf das Ge- 
samt aufkomm.en ein? 

Wird die Bundesregierung — vor allem im 
Hinblick auf die Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts, wonach die Steuerbehör- 
den endgültige, aber fehlerhafte Steuerbe- 
scheide innerhalb der Verjährungsfrist auch 
zu Lasten des Steuerpflichtigen aufheben kön- 
nen — eine Änderung des § 220 AO mit dem 
Ziele veranlassen, daß auch der Steuerpflich- 
tige, dem Grundsatz verfassungsmäßiger 
Gleichbehandlung entsprechend, innerhalb der 
Verjährungsfrist die Wiederaufrollung eines 
Steuerfalles in dem gleichen Umfang herbei- 
führen kann wie die Finanzvcrwaltung? 

Wie steht die Bundesregierung zu einer auf 
§ 131 AO gestützten Erstattung von Steuern 
oder Abgaben an einen Steuerpflichtigen, der 
gegen den Abgabenbescheid im Vertrauen auf 
die Verfassungsmäßigkeit der diesem zugrun- 
de gelegten steuerlichen Bestimmungen auf 
die Einlegung eines Rechtsmittels verzichtet 
hat, dann aber von einem nach Eintritt der 
Rechtskraft des Abgabenbescheides ergange- 
nen Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
Kenntnis erlangt, das die dem Abgabenbe- 
scheid zugrunde liegenden steuerlichen Be- 
stimmungen für verfassungswidrig erklärt? 
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XV. 15. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung nicht für richtig, 
Dr. Pohle auf dem Gebiet der Bundessteuern allgemeine 

Anweisungen nach § 131 AO zu erlassen, um 
auf diesem Wege mit Hilfe von Steuererstat- 
tungen nachträglich die Gesetzmäßigkeit der 
Besteuerung in gewissen Fällen wieder herzu- 
stellen? 


XV. 16. Abgeordneter Wann ist die Bundesregierung bereit, ange- 

Seibert sichts des Explosionsunglücks im US-Muniti- 

onsdepot Büchelberg in Aschaffenburg am 
3. April 1967, frühere — vom damaligen 
Minister der Finanzen abgelehnte — Anträge 
der Stadt Aschaffenburg aufzugreifen, das De- 
pot aus dem dicht besiedelten Wohngebiet in 
ein dafür günstigeres Gelände zu verlegen? 


XV. 17. Abgeordneter Welche steuerliche Mehrbelastung trägt das 
Eisenmann deutsche Fremdenverkehrsgewerbe zur Zeit 

und nach Einführung der mit lOVo geplanten 
Mehrwertsteuer gegenüber den Ländern der 
EWG, Österreich, der Schweiz und Dänemark 
(Umsatzsteuer, Grundsteuer, Gewerbesteuer, 
Lohnsummensteuer, Getränkesteuer, Schank- 
erlaubnissteuer) ? 


XVL Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


XVI. l. Abgeordneter Warum sind im Jahre 1966 über die Selbst- 
Klein beschränkung hinausgehende Einfuhranträge 

für Heizöl nicht abgelehnt worden, obwohl 
bereits im Laufe des Jahres zu erkennen war, 
daß die im Rahmen der Selbstbeschränkung 
vorgesehenen Mengen überschritten werden 
würden? 


XVL 2. Abgeordneter 

Dr. .Schulz e- 
Vorberg 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß der 
Landkreis Gerolzhofen/Unterfranken, der 1953 
aus mir unbekannten Gründen nicht in den von 
der Bundesregierung festgelegten „Grenzstrei- 
fen" aufgenommen wurde, die Nachteile der 
Randlage — wie sich das aus den von der 
Bundesregierung herausgegebenen Karten der 
Zonenrandgebiete anschaulich ergibt — voll 
mit den ihn weitumfassenden Zonengrenzkrei- 
sen Bamberg, Haßfurt und Schweinfurt teilt 
und wegen seiner anhaltenden schwierigen 
Wirtschaftslage besondere Förderung durch 
den Bund verdient, insbesondere als Zonen- 
randgebiet anerkannt werden sollte? 


XVL 3. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierimg zu den ver- 
Rollmann schiedenen Bundesministerien vorliegenden 

Vorschlägen des Herrn Horst Rudloff, durch 
eine Änderung des Gesetzes über das Kredit- 
wesen vom 10. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 881) nach dem Vorbild der Bausparkassen 
die Gründung von Ausbildungssparkassen zu 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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XVI. 


XVL 


XVI. 


XVI. 


XVL 


XVII. 


XVIL 


XVII. 


4. Abgeordneter 

Dr. Hofmann 
(Mainz) 


5. Abgeordneter 
Dr. Hofmann 
(Mainz) 


6. Abgeordneter 

Dr. Hofmann 
(Mainz) 


ermöglichen, die Darlehen zu einem ähnlich 
günstigen Zinssatz wie die Bausparkassen ge- 
ben könnten? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, kleinere, mittlere und größere mittel- 
ständische Unternehmen, wenn dieselben 
durch äußere Umstände unverschuldeterweise 
in Liquidationsschwierigkeiten geraten sind 
oder in Zukunft geraten sollten, wirtschaftlich 
zu unterstützen — ähnlich wie die Firma 
Krupp? 


Ist die Bundesregierung evtl, bereit, Betrieben 
des gewerblichen Mittelstandes/Handwerks- 
betrieben im Falle von unverschuldeten Liqui- 
dationsschwierigkeiten Bürgschaften zur Ver- 
fügung zu stellen oder Zinsverbilligungen zu 
gewähren, die die besagten Betriebe in die 
Lage versetzen, sich verbilligte Kredite zu be- 
schaffen — ähnlich wie bei der Firma Krupp? 


Wie verhält sich die Bunderegierung in ähn- 
lich gelagerten Fällen wie bei der Firma Krupp 
deutschen Großunternehmen in Zukunft gegen- 
über? 


7. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


In welchem Umfang kann die Bundesregie- 
rung zur Erhaltung der Arbeitsplätze in der 
deutschen Presse Kredite zu günstigen Bedin- 
gungen, insbesondere aus ERP-Mitteln, zur 
Verfügung stellen? 


8. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Generaldirektion VIII in 
Brück (Holz) Brüssel bemüht ist, die Zahl der im Rahmen 

des EWG-Fonds für Entwicklungsländer täti- 
gen deutschen Ingenieurbüros zu reduzieren? 


XVII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


1. Abgeordneter 
Meister 


Wie beurteilt die Bundesregierung die wirt- 
schaftliche Situation der deutschen Obst- und 
Gemüsekonservenindustrie? 


2. Abgeordneter Wie groß ist der Anteil der Staatshandeis- 
Meister länder und der nicht EWG-Länder an der Obst- 

und Gemüseeinfuhr, die in der Konservenin- 
dustrie verarbeitet wird? 


3. Abgeordneter Wie wirkt sich die in Frage XVII/2 erwähnte 
Meister Entwicklung, die offenbar steigenden Trend 

zeigt, auf den deutschen Obst- und Gemüse- 
anbau aus? 


Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 


( Fragesteller hat sich mit 
schriftlicher Beantwortung 
einverstanden erklärt. 
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XVII. 4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Maßnahmen 
Baron zu ergreifen, um der Forstverwaltung bei der 

von Wrangel Bewältigung ihrer Schwierigkeiten behilflich 
zu sein, die durch die schweren Orkanschäden 
erheblich gewachsen sind? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der 
in Frage XVII/4 erwähnten Maßnahmen das 
Zonenrandgebiet besonders zu berücksichti- 
gen, zumal in Schleswig-Holstein und Nieder- 
sachsen gerade im Zonenrandgebiet die Forst- 
wirtschaft einen besonders bedeutsamen Wirt- 
schaftszweig darstellt? 

XVII. 6. Abgeordneter Ist es richtig, daß jährlich einige 100 000 Ton- 
Dr. Stecker nen amerikanisches Sojaschrot, das mit Soja- 

schalen verschnitten ist und daher nicht den 
deutschen gesetzlichen Bestimmungen über das 
Inverkehrbringen von Futtermitteln entspricht, 
aus den USA in die Bundesrepublik eingeführt 
wird? 

XVII. 7. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat bei Bejahung der 
Dr. Stecker Frage XVII/6 die Bundesregierung vorgese- 

hen, um bei der zollamtlichen Grenzabferti- 
gung sicherzustellen, daß solch minderwertige 
Futtermittel nicht mehr eingeführt werden 
können? 


XVIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

XVIII, 1. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung rechtlich 
Dr. Geißler die Tatsache, daß Ersatzdienstverweigerer nach 

Verbüßung ihrer Strafe von manchen Gerich- 
ten bei erneuter Ersatzdienstverweigerung 
nochmals mit derselben Strafe belegt werden? 

XVIII. 2. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung die Begründung 
Burgemeister des Amtsgerichts Bad Harzburg für den Frei- 
spruch einiger Malergesellen von der Anklage 
wegen Schwarzarbeit, wie sie in einer Tages- 
zeitung am 22. März berichtet wurde und in 
der es heißt: „Die Justiz wird zum Lotterie- 
spiel, wenn nur einzelne Schwarzarbeiter be- 
straft werden. Die Schwarzarbeit ist inzwi- 
schen fast schon ein Gewohnheitsrecht gewor- 
den, zumal jeder weiß, daß sie heute üblich 
ist und auch von Zehntausenden ausgeführt 
wird."? 

XVIII. 3. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Burgemeister die aus der in Frage XVIII/2 erwähnten Be- 
gründung sich abzeichnende Entwicklung in 
der Rechtsprechung abzuwenden? 


XVII. 5. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 
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XVIIL 4. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß It. Pres- 
Büttner semeldung der 60jährige kinderreiche, herz- 

kranke Bauarbeiter Johann Gernert aus Köln 
von einem Vertrauensarzt der Landesversiche- 
rungsanstalt Rheinprovinz in Düsseldorf am 
1. März 1967 gesund und arbeitsfähig geschrie- 
ben worden und am 2. März 1967 bei der Ar- 
beit infolge des Herzschadens tot zusammen- 
gebrochen ist? 

XVIIL 5. Abgeordneter Ohne generalisieren zu wollen, weil ich eine 

Büttner viel zu hohe Achtung vor dem verantwor- 

tungsbewußten Arzt habe, frage ich die Bun- 
desregierung, was sie im Einvernehmen mit 
Ärzten, Kranken- und Rentenversicherungs- 
trägern zu tun gedenkt, kranke und arbeits- 
unfähige Menschen vor Fehldiagnosen mit töd- 
lichem Ausgang und diskriminierenden Beur- 
teilungen zu schützen? 

XVIIL 6. Abgeordneter Sind der Regierung ähnliche Fälle wie der in 
Büttner Frage XVIll/4 erwähnte bekannt? 


XVIIL 7. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung die in der 
Matthöf er Regierungserklärung vom 13. Dezember 1966 

angekündigte Kommission unabhängiger Sach- 
verständiger zur Auswertung der Mitbestim- 
mungserfahrungen berufen? 

XVIIL 8. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die aiis- 
DrÖscher serordentliche Verringerung der für die Kapi- 

talabfindung nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz bereitgestellten Mittel zu einer 
Schrumpfung des Bauvolumens beim Eigen- 
heimbau der Kriegsopfer führen muß, die, 
gerade angesichts der Benachteiligung der 
Kriegsversehrten gegenüber anderen Bau- 
herrn, die in der Lage sind, fehlendes Eigen- 
kapital durch Selbsthilfearbeiten zu ersetzen, 
mit einem Ausmaß von etwa Vs weniger als 
im Vorjahr doch sehr bedenklich stimmen 
muß? 


XVIIL 9. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Flämig Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeits- 

vermittlung und Arbeitslosenversicherung in 
verschiedenen Städten der Bundesrepublik we- 
der technisch noch personell in der Lage sind, 
das den Arbeitskräften in vorübergehend 
kurzarbeitenden Betrieben zustehende Kurz- 
arbeitergeld in angemessener Frist an die an- 
tragstellenden Betriebe auszuzahlen, so daß 
die Betriebe gezwungen sind, aus eigenen 
Mitteln Vorschüsse in erheblichem Umfang 
bereitzustellen, um zu verhindern, daß ihre 
Betriebsangehörigen in eine schwierige finan- 
zielle Situation kommen? 
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Ist der in Frage XVIII/9 erwähnte Mißstand 
eine Folge falsch verstandener Rationalisie- 
rung, indem Dienststellen und Kassen zusam- 
mengelegt und Personalabgänge nicht ersetzt 
wurden, ohne dem anderen Erfordernis, näm- 
lich dem Aufbau einer durch Mechanisierung 
voll leistungsfähigen Arbeitsverwaltung ge- 
recht zu werden? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um die Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung zu veranlassen, das Kurzarbeitergeld 
ebenso fristgerecht und in der gesetzlichen 
Höhe auszuzahlen wie das Arbeitslosengeld? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auf- 
fassung des Präsidenten des Bundesrechnungs- 
hofes, daß das sogenannte 312-Mark-Gesetz 
nicht etwa positiv in seinen Auswirkungen zu 
bewerten ist, sondern sowohl vom Spareffekt, 
als auch im Hinblick auf seine haushaltsmäßi- 
gen Folgen und seinen Verwaltungsaufwand 
als verfehlt zu bezeichnen ist? 

XVIII. 13. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, nunmehr Uber- 
Schmidt legungen bezüglich einer fortsdirittlidien in- 

(Kempten) dividuellen Sparförderung für alle Kreise der 

Bevölkerung in der Richtung anzustellen, die 
bei der Verabschiedung des 312-Mark-Geset- 
zes bereits damals von den Gegnern dieses 
Gesetzes als echte Alternative vorgeschlagen 
wurde? 


Bonn, den 7. April 1967 


XVIII. 12. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


XVIII.ll. Abgeordneter 

Flämig 


XVIII. 10. Abgeordneter 

Flämig 
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